
Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Präsidenten des Landtags 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

- für den Ausschuss für Schule und Bildung -

Dritte Verordnung zur Änderung der Ausbildungsordnung 
Grundschule 
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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in der Anlage übersende ich den Entwurf der o.g. Verordnung und bitte, 
die Zustimmung des Ausschusses für Schule und Bildung hierzu herbei­
zuführen . Die Beteiligung des Ausschusses ergibt sich aus § 52 des 
Schulgesetzes NRW. 

Die gemäß § 77 Schulgesetz NRW vorgesehene Beteiligung der Ver­
bände und' Organisationen des Schullebens hat stattgefunden. In diesem 
Zusammenhang hatte ich auch Ihnen gemäß der Parlamentsinformati­
onsvereinbarung Abdrucke des Verordnungsentwurfs übersandt (Schrei­
ben vom 15. April 2026, Vorlage 18/4983). 

Mit freundlichen Grüßen 
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Dritte Verordnung zur Änderung der Ausbildungsordnung Grundschule 

Vom X. Monat 2026 

Auf Grund des§ 52 Absatz 1 Satz 2 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2026 (GV. 
NRW. S. 547) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Schule und Bildung 
mit Zustimmung des für Schulen zuständigen Landtagsausschusses: 

Artikel 1 
Änderung der Ausbildungsordnung Grundschule 

Die Ausbildungsordnung Grundschule vom 23. März 2005 (GV. NRW. S. 269), die 
zuletzt durch Verordnung vom 24. März 2025 (GV. NRW. S. 332) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: ' 

• 1. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

,,§ 1 Anmeldung und Aufnahme". 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
,,(1) Kinder, deren Schulpflicht am 1. August eines Jahres beginnt, werden von ihren 
Eltern bis spätestens zum 15. März de_s Vorjahres bei der gewünschten Grundschule 
angemeldet. Abweichend davon werden Kinder, die vor dem 1. August 2029 
schulpflichtig werden, bis spätestens zum 15. November des Vorjahres angemeldet." 

c) In Absatz 2 Satz 2 wird vor der Angabe „Anspruch" die Angabe „vorrangigen" 
eingefügt. 

d) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Anmeldungen von Kindern , die nicht gemäß§ 34 Absatz 1 und 6 des Schulgesetzes 
NRW in Nordrhein-Westfalen schulpflichtig sind, können im Rahmen verbleibender 
Kapazitäten berücksichtigt werden." 

e) Die Absätze 4 und 5 werden wie folgt gefasst: 
,,(4) Die amtsärztliche Untersuchung zur Einschulung erstreckt sich auf den 
körperlichen Entwicklungsstand und die allgemeine, gesundheitlich bedingte 
Leistungsfähigkeit einschließlich der Sinnesorgane des Kindes. Bei der Anmeldung 
stellt die Schule gemäß§ 36 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW fest, ob das Kind die 
deutsche Sprache hinreichend beherrscht und bei ihm die grundlegenden 
Lernvoraussetzungen vorliegen, um im Unterricht mitarbeiten zu können. Die 
Feststellung der Sprachkenntnisse erfolgt mittels standardisierter, vom Ministerium 
zugelassener Verfahren. Die Schule verpflichtet Kinder ohne die erforderlichen 
Sprachkenntnisse zum Besuch eines schulischen Vorkurses zur Förderung der für 
das schulische Lernen notwendigen Sprachkompetenz. Satz 3 und 4 gilt nicht für 
Kinder, die vor dem 1. August 2029 schulpflichtig werden. • 

(5) Die Schulleiterin oder der Schulleiter informiert und berät die Eltern vor der 
1. vorzeitigen Aufnahme eines Kindes in die Grundschule, 



2. Verpflichtung eines Kindes zum Besuch eines Vorkurses zur sprachlichen 
Förderung gemäß§ 36 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW und 
3. Entscheidung über einen dreijährigen Verbleib in der Schuleingangsphase gemäß 
§ 2 Absatz 4." 

2. Dem§ 2 werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt: 
,,(3) Die Entscheidung, dass eine Schülerin oder ein Schüler ein drittes Jahr in der 
Schuleingangsphase verbleibt, erfolgt in der Regel im Rahmen der 
Versetzungsentscheidung beim Übergang in die Klasse 3 gemäß § 7 Absatz 3 
Nummer 2. An Schulen, an denen die Schuleingangsphase nicht 
jahrgangsübergreifend geführt wird, kann die Klassenkonferenz bereits am Ende des 
ersten Schulb~suchsjahres in begründeten Einzelfällen entscheiden, dass ein Kind 
ein weiteres Jahr in Klasse 1 der Schuleingangsphase verbleibt, wenn die 
Leistungen und Lernstrategien der Schülerin oder des Schülers erkennen lassen, 
dass die Kompetenzerwartungen am Ende der Klasse 2 der Schuleingangsphase 
erst nach einer grundlegenden Vermittlung der Basiskompetenzen erreicht werden 
können. • 

(4) Abweichend von Absatz 3 kann die Schulleiterin oder der.Schulleiter gemäß§ 11 
Absatz 2a des Schulgesetzes NRW bereits im Rahmen der Aufnahme die 
Entscheidung treffen, dass ein Kind die Schuleingangsphase in drei Jahren 
durchläuft. Dies setzt voraus, dass ein Durchlaufen der Schuleingangsphase in der 
Regeldauer nicht zu erwarten ist. Dies ist der Fall, wenn in dem Verfahren nach§ 1 
Absatz 4 festgestellt wird, dass die grundlegenden Lernvoraussetzungen für eine 
Mitarbeit im Unterricht nicht vorliegen und ohne eine individuelle Förderung der 
Vorläuferfähigkeiten im ersten Schulbesuchsjahr nicht hergestellt werden können. Zu 
berücksichtigen sind zudem die Ergebnisse der amtsärztlichen Untersuchung zur 
Einschulung." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
„Schülerinnen und Schüler, die gemäß§ 2 Absatz 4 die Schuleingangsphase in drei 
Jahren durchlaufen, erhalten im ersten Schulbesuchsjahr eine individuelle, von den 
Unterrichtsvorgaben für die Grundschule· abweichende Förderung der 
Vorläuferfähigkeiten." 

b) In Absatz 5 wird nach der Angabe „Universität Bielefeld" die Angabe „und die 
PRIMUS-Schulen gemäß§ 132b Absatz 2 des Schulgesetzes NRW" eingefügt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 
a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Bei Schülerinnen und Schülern, die gemäß§ 2 Absatz 4 die Schuleingangsphase in 
drei Jahren durchlaufen, bedarf es des Einverständnisses der Eltern nicht." 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
,,(3) Die Förderung von Schülerinnen und Schülern, die gemäß§ 2 Absatz 4 die 
Schuleingangsphase in drei Jahren durchlaufen, erfolgt mit dem Ziel der Vermittlung 
der Vorläuferfähigkeiten und Verbesserung der grundlegenden Lernvoraussetzungen 
für eine erfolgreiche Mitarbeit im Unterricht der Klasse 1 im zweiten 
Schulbesuchsjahr. Soweit die Leistungen dieser Schülerinnen und Schüler bereits im 
Verlauf des ersten Schulbesuchsjahres erkennen lassen, dass eine erfolgreiche 



Mitarbeit im Unterricht möglich ist, erfolgt eine Anpassung der individuellen 
F~rderung mit dem Ziel einer Heranführung an einen den Unterrichtsvorgaben 
entsprechenden Unterricht." 

5. Dem § 6 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„Bei Schülerinnen und Schülern, die gemäß§ 2 Absatz 4 die Schuleingangsphase ·in 
drei Jahren durchlaufen, beschreibt das Zeugnis zum Ende des ersten 
Schulbesuchsjahres die Lernentwicklung und die Entwicklung der 
Vorläuferfähigkeiten." 

6. Nach § 7 Absatz 1 Satz 1 werden folgende Sätze eingefügt: 
„Bei Schülerinnen und Schülern, die gemäß § 2 Absatz 4 die Schuleingangsphase in 
drei Jahren durchlaufen, kann die Klassenkonferenz am Ende des ersten 
Schulbesuchsjahres entscheiden, dass ein Kind abweichend von der im 
Aufnahmeverfahren getroffenen Entscheidung kein weiteres Jahr in Klasse 1 der 
Schuleingangsphase verbleibt. Dies setzt voraus, dass nach den Entwicklungen der 
Schülerin oder des Schülers im ersten Schulbesuchsjahr und der gemäß § 4 Absatz 
3 erfolgten Förderung eine erfolgreiche Mitarbeit am Unterricht in Klasse 2 zu 
erwarten ist." 

Artikel 2 
lnkraftfreten 

Diese Verordnung tritt am 1. August 2027 in Kraft. 

Düsseldorf, den X. Monat 2026 

Die Ministerin für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Dorothee F e 1 1 e r 



Begründung 

Allgemeiner Teil 
Die Verordnung setzt die durch das 18. Schulrechtsänderungsgesetz vorgesehenen 
Änderungen in der Ausbildungsordnung Grundschule um. 

Im Rahmen des 18. Schulrechtsänderungsgesetzes werden in § 36 Absatz 3 
Schulgesetz NRW Rechtsgrundlagen geschaffen, um zu gewährleisten, dass allen 
Kindern mit einem entsprechenden Bedarf eine frühzeitige, auf eine erfolgreiche 
Mitarbeit im Unterricht fokussierte Deutschförderung in schulischer Verantwortung 
zuteilwird (schulischer Vorkurs zur Förderung der Sprachkompetenz, sog. ABC­
Klassen). Bei dem Besuch einer ABC-Klasse erfolgt auch die Förderung weiterer, für 
die Mitarbeit im Unterricht erforderlicher Vorläuferfähigkeiten (z.B. 
Kommunikationskompetenz, kognitive Kompetenzen, motorische Fähigkeiten). Vor 
diesem Hintergrund wird der Anmeldestichtag vorgezogen. 

Darüber hinaus wird künftig schon zu Beginn der Schullaufbahn eine bedarfsgerechte 
Unterstützung mittels einer speziellen individualisierten Förderung ermöglicht. Hierzu 
können Schulleiterinnen und Schulleiter bereits vor Beginn des Schulverhältnisses die 
Entscheidung treffen, dass ein Kind die Schuleingangsphase in drei Jahren durchläuft 
(§ 11 Absatz 2a SchulG). Die Entscheidung wird über Mechanismen in der Verordnung 
bis zum Ende des ersten Schulbesuchsjahres fortlaufend überprüft (Anpassung der 
Förderung) und ggf. abgeändert (Reversibilität). 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 1) 
Es erfolgt in der Überschrift eine redaktionelle Klarstellung dahingehend, dass § 1 
sowohl Regelungen hinsichtlich des Anmelde- als auch des Aufnahmeverfahrens an 
Schulen mit Primarstufe enthält. Eltern müssen ihr schulpflichtig werdendes Kind 
künftig spätestens zum 15. März des Vorjahres an der gewünschten Schule anmelden. 
Dies gilt erstmalig für Kinder, die zum 1. August 2029 schulpflichtig werden, sie 
müssen bis zum 15. März 2028 angemeldet werden. Das Vorziehen des 
Anmeldestichtages von Mitte November auf Mitte März ist erforderlich, um den 
gesetzlich vorgesehenen Besuch einer ABC-Klasse zu ermöglichen. Kinder, die nicht 
über hinreichende Sprachkenntnisse verfügen, werden verpflichtet, ab dem 1. August 
des Jahres der Anmeldung einen entsprechenden Vorkurs zu besuchen. Hierzu bedarf 
es entsprechender Verwaltungsvorläufe und Entscheidungen zur Koordinierung. 

In Absatz 2 wird klarstellend formuliert, dass im Rahmen des Aufnahmeverfahrens 
vorrangig Kinder mit festgestelltem Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung 
einen Anspruch auf Aufnahme in die von der Schulaufsicht vorgeschlagene, ihrer 
Wohnung nächstgelegene Grundschule der gewünschten Schulart in ihrer Gemeinde, 
an der Gemeinsames Lernen eingerichtet ist, haben. Danach werden Kinder mit 
Wohnsitz in der Gemeinde berücksichtigt(§ 1 Absatz 2 Satz 1 AO-GS). 



Ferner erfolgt analog zu der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Sekundarstufe 
1 eine Klarstellung in Absatz _3, dass Kinder, die nicht in Nordrhein-Westfalen 
schulpflichtig sind, bei verbleibenden Kapazitäten aufgenommen werden können. 

Absatz 4 bestimmt, dass die Feststellung der Sprachkenntnisse mittels 
standardisierter, vom Ministerium zugelassener Verfahren erfolgen muss. Damit 
erfolgt eine landeseinheitliche Standardsetzung. Diese Regelung gilt ebenfalls ab dem 
Jahr 2028. 

Die Informations- und Beratungspflicht in Absatz 5 wird angepasst und erweitert. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 
Die neuen Absätze 3 und 4 regeln die verschiedenen Möglichkeiten der Entscheidung 
über einen dreijährigen Verbleib in der Schuleingangsphase. Ziel . ist es, 
sicherzustellen, dass die individuellen Lern- und Entwicklungsbedürfnisse der 
Schülerinnen und Schüler angemessen berücksichtigt werden. Regelzeitpunkt für die 
Entscheidung bleibt wie bisher die Versetzungsentscheidung in die Klasse 3. Die 
bereits über Verwaltungsvorschriften eingeräumte Möglichkeit ei_ner Entscheidung 
zum Ende des ersten Schulbesuchsjahres unter den dort genannten Voraussetzungen 
Wird aus systematischen Gründen in die Verordnung übertragen. Eines Wunsches der 
Eltern bedarf es nicht. Die Entscheidung erfolgt aufgrund des Leistungsstarides und 
ist zulässig, wenn erkennbar ist, dass die Kompetenzerwartung~n am Ende der Klasse 
2 der Schuleingangsphase ersf nach einer grundlegenden Vermittlung der 
Basiskompetenzen erreicht werden können. 

Absatz 4 bildet die im 18. Schulrechtsänderungsgesetz vorgesehene Möglichkeit einer 
Entscheidung über einen dreijährigen Verbleib in der Schuleingangsphase bereits im 
Rahmen der Schulaufnahme verordnungsrechtlich ab. 

Zu Num~er 3 (§ 3) 
Es wird klargestellt, . dass Schülerinnen und Schüler bei einem dreijährigen 
Durchlaufen der · Schuleingangsphase in besonderer Weise gezielt und individuell 
gefördert werden. Die Förderung kann abweichend von den Unterrichtsvorgaben für 
die GrundschL:1le, insbesondere der Kompetenzerwartungen der Kernlehrpläne 
erfolgen. Sie ist schwerpunktmäßig gerichtet auf die Vorläuferfähigkeiten (u .a. • 
pragmatische, syntaktische und phonologische Bewusstheit). Ziel ist die Verbesserung 
der grundlegenden Lernvoraussetzungen für eine erfolgreiche Mitarbeit im Unterri9ht 
der Klasse 1 im nachfolgenden zweiten Schulbesuchsjahr (§ 4 Absatz 3). 

In Absatz 5 wird analog zu der Bestimmung in § 46 APO-S I_ eine Öffnungsklausel für 
die PRIMUS-Schulen aufgenommen. 



Zu Nummer 4 (§ 4) 
In Absatz 2 erfolgt eine Klarstellung, dass es bei Schülerinnen und Schülern, die nach 
Entscheidung im Aufnahmeverfahren die Schuleingangsphase in drei Jahren 
durchlaufen, für eine Förderung in äußerer Differenzierung nicht des 
Einverständnisses der Eltern bedarf. Damit werden die organisatorischen 
Möglichkeiten der Schulen flexibilisiert. Die Regelung trägt der bereits erfolgten 
Entscheidung über ein individualisiertes Lernprogramm für diese Kinder Rechnung. 

Zur Förderung siehe Begründung zu Nummer 3. In der Vorschrift ist eine Anpassung 
der Förderung für den Fall einer erheblichen Positiventwicklung im Verlauf des ersten 
Schulbesuchsjahres vorgesehen, die eine Beschulung nach den Unterrichtsvorgaben 
der Grundschule ermöglicht (Vorbereitung der Entscheidung nach§ 7 Absatz 1 ). 

Zu Nummer 5 (§ 6) 
Schülerinnen und Schüler, die die Schuleingangsphase in drei Schuljahren 
durchlaufen, erhalten ein Zeugnis, das die individuelle Lernentwicklung sowie den 
Stand der Vorläuferfähigkeiten beschreibt. 

Zu Nummer 6 (§ 7) 
Die Regelung schafft die Möglichkeit, die vorgezogene Entscheidung über eirie 
dreijährige . Verweildauer in der Schuleingangsphase bei entsprechend positiver 
Lernentwicklung nach dem ersten Schulbesuchsjahr abzuändern. Damit wird 
sichergestellt, dass Schülerinnen und Schüler gemäß ihrem individuellen 
Lernfortschritt gefördert und gefordert werden. 

Zu Artikel 2 

Inkrafttreten 
Die Verordnung tritt am 1 August 2027 in Kraft. 
Die Vorverlegung des Anmeldestichtages wird erstmalig zum März 2028 für die Kinder 
umgesetzt, die zum 1. August 2029 eingeschult werden. Dies gilt ebenfalls für die 
Bestimmungen zur Feststellung der Sprachkenntnisse und zur Verpflichtung zum 
Besuch eines schulischen Vorkurses. 
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